
Pflegenoten dienen dazu, die Leistungen von Pflegeanbietern zu bewer-
ten. Einzelnoten für verschiedene Bereiche, wie etwa die Versorgung mit 
Flüssigkeit, fließen in eine Gesamtnote ein.
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„Pflegenoten sorgen zunehmend für Transparenz“
Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzenverband) ist die zentrale Interessenvertretung 

aller gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen. Er vertritt damit auch die Interessen der 70 Millionen Versi-
cherten auf Bundesebene gegenüber Politik und Leistungserbringern wie Ärzten, Apothekern oder Kranken-
häusern. Wir sprachen mit dem Vorstandsmitglied Gernot Kiefer über die sogenannten Pflegenoten und das 
von ihm prognostizierte Defizit innerhalb der gesetzlichen Pflegeversicherung.

___Pflegenoten stellen einen wich-
tigen Schritt hin zu mehr Transpa-
renz dar und werden auch in der 
Bevölkerung grundsätzlich aner-
kannt. Viele Menschen sind jedoch 
verunsichert, da auch solche Heime 
eine gute Gesamtnote erhalten, die 
in einzelnen Bereichen mangelhafte 
Pflege anbieten. Wie lässt sich dieser 
Widerspruch im Bewertungssystem 
beseitigen?

Nach den Erfahrungen der Prü-
fungen nach dem neuen Schema in 
über 5500 stationären und ambu-

lanten Pflegeeinrichtungen kann 
man sagen: Die Pflegenoten haben 
sich grundsätzlich bewährt. Auch 
der aktuell veröffentlichte, wissen-
schaftliche Evaluationsbericht zu 
den Pflegetransparenzvereinbarun-
gen, den die Vertragspartner in Auf-
trag gegeben hatten, bestätigt dies. 
Derzeit liegen weder auf nationaler 
noch internationaler Ebene wissen-
schaftliche Erkenntnisse zu Trans-
parenzsystemen vor, die eine echte 
Alternative zu den Pflegetranspa-
renzvereinbarungen sind. 

Interview mit Gernot Kiefer vom GKV-Spitzenverband

Der eingeschlagene Weg ist also 
der richtige – dennoch gibt es na-
türlich Überarbeitungsbedarf. Den 
wichtigsten sehen wir darin, dass 
die Bewertungssystematik es bis-
her in Einzelfällen möglich macht, 
eine schlechte Bewertung einzelner 
besonders pflegerelevanter Bereiche 
wie Flüssigkeitsversorgung, Ernäh-
rungszustand, Dekubitus-Prophy-
laxe durch eine gute Bewertung 
anderer Bereiche zu relativieren. 
Wir wollen deshalb, dass solche Ri-
sikokriterien durch eine stärkere 
Gewichtung einen größeren Einfluss 
auf die Bereichs- und Gesamtnote 
haben. Konkret: Eine sehr gute oder 
gute Gesamtnote darf nur dann ver-
geben werden, wenn es in den pflege-
rischen Kernbereichen keine Mängel 
gibt. Auch die Wissenschaftlerinnen 
des Evaluationsberichtes schlagen 
vor, Risikokriterien in die Berech-
nungssystematik einzubeziehen. 
Der wissenschaftliche Beirat zur 
Evaluation empfiehlt, diesen Hin-
weis kurzfristig zu berücksichtigen.

___Um Änderungen an den Pfle-
genoten zu bewirken, muss sich 
der GKV-Spitzenverband mit den 
Trägern von Pflegeeinrichtungen 
verständigen. Diese, so Ihre Kritik, 
würden sich notwendigen Schritten 
jedoch verweigern. Droht jetzt ein 
längerer Stillstand?

Ich hoffe nicht. Verbesserungen 
müssen im Interesse der Pflegebe-
dürftigen und ihrer Angehörigen 
schnell greifen. Und klar ist auch: 
Mit dem wissenschaftlichen Gut-
achten haben beide Seiten jetzt klare 
Hinweise, an welchen Punkten an-
zupacken ist. Dies wird die Arbeit 
versachlichen. Dennoch ist der Zeit-
druck hoch, denn zum Jahresende 
sollte die überarbeitete Pflegetrans-
parenzvereinbarung vorliegen.  

___Sie haben darauf hingewiesen, 
dass die Pflegekassen im Jahr 2012 
mit einem Defizit von 300 Millionen 
Euro rechnen müssen. Innerhalb der 
Regierungskoalition wird daher be-
reits über die Bildung von Kapital 
durch Zusatzbeiträge der Versicher-
ten nachgedacht – aus Ihrer Sicht ein 
gangbarer Weg?

Grundsätzlich kann man sich 
gerade angesichts der Finanzkrise 
fragen, wie sicher und erfolgverspre-
chend kapitalgedeckte Systeme tat-
sächlich sind. Nimmt man allerdings 
die Festlegung aus dem Koalitions-
vertrag, dass ein ergänzender Kapi-
talstock aufgebaut werden soll, als 
Grundlage hin, bleibt in jedem Fall 
festzustellen: Ein ergänzender Kapi-
talstock kann auch in der sozialen 
Pflegeversicherung aufgebaut und 
gemanagt werden. Es gibt keinen 
Automatismus, diese Aufgabe der 
privaten Versicherungswirtschaft 
zu übertragen. Im Übrigen ist un-
strittig, dass es zulasten der sozialen 
Pflegeversicherung eine massive Ri-
sikoselektion durch die private Pfle-
geversicherung gibt – auch hier gibt 
es dringenden Handlungsbedarf. 

___Schon jetzt gibt es innerhalb 
der Pflegeversicherung eine Gerech-
tigkeitslücke, die vor allem dadurch 
entsteht, dass Besserverdienende 
nicht konsequent an einem solida-
rischen Ausgleich beteiligt werden. 
Wie lange kann die gesetzliche oder 
auch soziale Pflegeversicherung un-
ter den momentanen Bedingungen 
neben einer privaten Pflegeversi-
cherung bestehen?

Die soziale Pflegeversicherung 
ist ein erfolgreiches Modell. Und 
das wird sie auch in Zukunft blei-
ben, wenn sie sich durch Leistung, 
Transparenz und stetige Weiterent-
wicklung auszeichnet. Die Voraus-
setzungen sind gut: Mit dem neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriff hat die 
Politik das Instrument in der Hand, 
mit dem das Leistungsspektrum 
sinnvoll ergänzt werden kann, und 
mit den Pflegenoten wird die not-
wendige Transparenz zunehmend 
besser hergestellt. Jetzt kommt es 
darauf an, dass die weiteren not-
wendigen Reformschritte etwa auch 
hinsichtlich der Finanzierung tat-
sächlich gegangen werden.
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Gernot Kiefer gehört seit 
April dem Vorstand des GKV- 
Spitzenverbandes an. Der 53- 
jährige Diplom-Sozialwirt ist  
unter anderem zuständig für  
Pflege, Rehabilitation und  
Prävention. Kiefer hat sich mehr-
fach für eine transparente Be-
notung von Pflegeeinrichtungen 
und ambulanten Diensten ausge-
sprochen, bei der schwerwiegen-
de Mängel einzelner Anbieter klar 
erkennbar sind.

Für die Pflegeheime und -dienste liegen in den meisten Bundeslän-
dern bereits Durchschnittsnoten vor. Das Pflegebarometer zeigt, dass 
bisher knapp ein Drittel aller Einrichtungen überprüft wurde.
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Zusatzbeiträge auch in der Pflege?
Die Ausgaben der Pflegeversicherung steigen derzeit im Vergleich zu den Einnahmen stärker an. In den kom-

menden zwei oder drei Jahren werden daher gebildete Rücklagen aufgebraucht sein. Ähnlich wie im Bereich 
der Krankenversicherung droht dann die Erhebung von Zusatzbeiträgen von gesetzlich Versicherten.

Die soziale Pflegeversicherung 
wurde 1995 eingeführt und bildet 
neben der gesetzlichen Kranken-, 
Unfall-, Renten- und Arbeitslo-
senversicherung die „fünfte Säule“ 
der Sozialversicherung. Sie soll vor 
allem das Risiko der Pflegebedürf-
tigkeit absichern und Betroffenen 
helfen, die auf solidarische Unter-
stützung angewiesen sind. Auto-
matisch versichert sind alle gesetz-
lich krankenversicherten Personen, 
Mitglieder einer privaten Kranken-
kasse müssen eine entsprechende 
Versicherung dagegen separat ab-
schließen.

Finanzierungsdefizit
Bisher geht die Bundesregierung 

davon aus, dass die von der Pflege-
versicherung gebildeten Rücklagen 
bis zum Jahr 2014 reichen werden. 
Der GKV-Spitzenverband rechnet 
dagegen schon für 2012 mit einem 
Defizit von rund 300 Millionen Euro. 
Das für den Pflegebereich zuständi-
ge Vorstandsmitglied des GKV-Spit-
zenverbandes, Gernot Kiefer, bezif-
ferte den Anstieg der Ausgaben auf 

jährlich etwa 1,3 Prozent. Dem stün-
den jedoch nur Einnahmen von etwa 
0,8 Prozent gegenüber. Verschärft 
hatte sich die Situation durch die 
Auswirkungen der Finanzkrise.

Bestehen zweier Systeme
Um das Finanzierungsproblem 

der Pflegeversicherung zu lösen sind 
verschiedene Varianten denkbar. 
Grundsätzlich hat die Aufteilung 
in eine soziale und in eine private 
Pflegeversicherung zu Ungleichhei-
ten geführt: Privat versicherte Men-
schen haben in der Regel ein höhe-
res Einkommen und sind statistisch 
weniger häufig pflegebedürftig. Ei-
ne Zusammenführung beider Syste-
me – analog zu dem SoVD-Konzept 
einer Bürgerversicherung – wäre 
daher die gerechteste Lösung. Die-
se wird allerdings politisch nicht 
gewollt.

Einstieg in die Kapitaldeckung
Aktuell funktioniert die sozia-

le Pflegeversicherung nach einem 
Umlageverfahren, das heißt die Bei-
träge, die monatlich eingezahlt wer-

den, fließen direkt in entsprechende 
Leistungen. Rücklagen können nur 
gebildet werden, wenn die Einnah-
men den tatsächlichen Bedarf über-
steigen. Da dies nicht der Fall ist, 
wird darüber diskutiert, parallel 
zur Umlagefinanzierung eine Kapi-
taldeckung aufzubauen. Für diesen 
Fall müssten zusätzliche Gelder in 
die Pflegeversicherung fließen, die 
quasi angespart würden. Der Ein-
stieg in eine zusätzliche Kapitalde-
ckung wäre jedoch automatisch mit 
einer Doppelbelastung der heuti-
gen Beitragszahler verbunden, die 
entsprechende Beiträge aufbringen 
müssten.

Pflege-Zusatzbeiträge?
Experten sind sich darin einig, 

dass bezogen auf die Finanzierung 
der Pflegeversicherung Handlungs-
bedarf besteht. Zwar hat die Bundes-
regierung noch kein entsprechendes 
Konzept vorgelegt. Zu befürchten 
ist allerdings, dass es ähnlich wie im 
Bereich der Krankenversicherung 
zur Erhebung von Zusatzbeiträgen 
kommen könnte. � job

Pflegeversicherung droht ein Finanzierungsproblem

Seit dem 1. Juli 2009 nehmen die Medizinischen Dienste der Kranken-
versicherung (MDK) Qualitätsprüfungen in Pflegeeinrichtungen und 
ambulanten Diensten vor. Die Ergebnisse der unangemeldeten Kontrol-
len dienen als Grundlage für eine Bewertung des jeweiligen Anbieters 
und fließen in eine Gesamtnote ein. Dieser sogenannte Pflege-TÜV soll 
dazu beitragen, für mehr Transparenz zu sorgen, um Betroffenen und 
Angehörigen die Auswahl eines geeigneten Pflegeheims oder -dienstes 
zu erleichtern. Ein wissenschaftlicher Bericht zu diesem System hat 
nun ergeben, dass es in Details – etwa was die Aufrechnung von Ein-
zelnoten betrifft – durchaus Optimierungsbedarf gibt. Grundsätzlich 
seien die Pflegenoten jedoch ein wichtiges Instrument, zu dem es keine 
kurzfristigen Alternativen gebe.� job

Weiterentwicklung von
Pflegenoten angestrebt
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